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Antrag

Hannover, den 09.04.2024
Fraktion der AfD

Islamischen Extremismus und islamische Parallelgesellschaften in Niedersachsen bekamp-
fen - Enquetekommission ,,Islamismus*® einrichten

Der Landtag wolle beschlielen:
EntschlieRung

Islamisten nutzen die aktuelle Zuspitzung des Nahostkonflikts und hetzen in sozialen Netzwerken
und auf Demonstrationen offen gegen Juden. Die Folgen sind u. a. Anfeindungen gegen Juden im
Alltag sowie Angriffe und Anschlage auf jidische Einrichtungen. Der derzeit offen zur Schau getra-
gene islamische Antisemitismus weist dabei gleichzeitig auf ein noch tiefer liegendes Problem hin,
das auch in Niedersachsen viel zu lange viel zu wenig beachtet wurde.

Islamismus ist eine sich auf die Religion des Islams berufende Form des politischen Extremismus.
Dahinter verbirgt sich eine politische Weltanschauung, die unter dem Deckmantel der Religion poli-
tische Ziele verfolgt.

Mit dem nach wie vor ungebremsten Zuzug grof3er Massen an Migranten aus islamisch gepragten
Landern erfolgt die Schlichtung von Konflikten immer haufiger nicht auf der Grundlage des Rechts
der Bundesrepublik Deutschland, sondern es wird das aus dem Koran, den Hadithen und anderen
islamischen Schriften hergeleitete Scharia-Recht herangezogen.

Die islamistischen Strukturen in Deutschland und in Niedersachsen stehen regelmaflig unter dem
Einfluss auslandischer Staaten, deren ideologisch-religidses Interesse darin liegt, gesellschaftliche
und kulturelle Umbrtiche zu beférdern. Diese sollen dazu beitragen, auch in Deutschland eine Le-
bens- und Gesellschaftsform zu etablieren, die nicht westlichen, sondern ihren eigenen Standards
entspricht.

Die Tirkisch-Islamische Union der Anstalt fiir Religion e. V. (DITIB) ist der bundesweite Dachverband
flr ca. 900 Ortsgemeinden. In Niedersachsen und Bremen vertritt der Moscheeverband nach eige-
nen Angaben 85 Gemeinden mit etwa 160 000 Muslimen (Stand 2019). Laut Satzung ist diese Reli-
gionsgemeinschaft an das staatliche ,Prasidium fir Religionsangelegenheiten® (Diyanet) der Turkei
in Ankara angebunden. Daher wird ihre Unabhéngigkeit vielfach in Zweifel gezogen. Die Diyanet ist
gegenuber der DITIB leitungs-, steuerungs- sowie kontrollbefugt und direkt dem tiirkischen Minister-
prasidialamt angegliedert. Da die Islamverbande, die unter dem Dachverband der DITIB organisiert
sind, hauptsachlich als eingetragene Vereine agieren, gelten flr sie begrenzte Transparenz- und
Offenlegungspflichten, was Mdglichkeiten zur Verschleierung von Finanzstromen bietet.

Diese Mdglichkeiten und die Gefahr der Einflussnahme und der Férderung islamistischer Strukturen
durch den turkischen Staat in Niedersachsen mussen ebenso Uberprift werden wie Wahlkampfauf-
tritte tlrkischer Politiker in Deutschland. Wegen dieser zunehmenden Einflussnahme aus der Tlrkei
hatte bereits 2018 der langjahrige Vorsitzende der niedersachsischen Ditib-Gemeinden sein Amt nie-
dergelegt’. In der Ablehnung islamistischer Gewalt ist die DITIB alles andere als eindeutig, lasst gar
,die Tur zur Gewalt weit offen®, wie der Tagesspiegel 2020 feststellte?. Praventionsarbeit gegen die
Radikalisierung mancher oftmals jungen Muslime kann unter diesen Umstanden kaum stattfinden.

Beitréage in Facebook von Vorstandsmitgliedern der DITIB-Moscheen in Osnabriick, Hildesheim und
Hannover wurden von Forschern des Géttinger Instituts fir Demokratieforschung als islamistisch-

' https://www.focus.de/politik/deutschland/einfluss-aus-tuerkei-zu-stark-niedersachsens-ditib-chef-schmeisst-
hin_id_9971168.html

2 https://www.tagesspiegel.de/politik/der-islamische-verband-lasst-die-tur-zur-gewalt-zu-weit-offen-
7683373.html
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antidemokratisch, klar antisemitisch und tirkisch-rechtsextrem klassifiziert. So wurde etwa in einem
turkischsprachigen Beitrag gefordert, dass Gott eine ,bedingungslose” Souveranitat im Staat besit-
zen solled.

Dass trotz derlei verfassungswidriger Bekenntnisse die DITIB im Bericht des Niedersachsischen Ver-
fassungsschutzes* keine Rolle spielt, ist nicht nachvollziehbar und macht es umso notwendiger, dass
sich der Landtag mithilfe unabhéngiger Fachleute in der dringend gebotenen Ernsthaftigkeit mit den
beschriebenen Phdnomenen beschéaftigt.

Auch eine jlngst durchgefiihrte Befragung muslimischer Schiler durch das Kriminologische For-
schungsinstitut Niedersachsen® gibt Anlass zur Sorge. In der Befragung hatten zwei Drittel der Be-
fragten erklart, dass ihnen die Regeln des Koran wichtiger sind als deutsche Gesetze. Dies ist ebenso
wenig hinnehmbar wie Zustande wie in Stade, wo Richter unter Druck gesetzt werden und erst Imame
aus Essen vorfahren miissen, um mordende Clan-Kriminelle vorlaufig zur Rason zu bringen®.

Daher soll eine Enquetekommission insbesondere klaren, in welchem Ausmal Islamismus in Nie-
dersachsen verbreitet ist. Sie soll Fakten zusammentragen und beleuchten und feststellen, welche
islamistischen Strukturen vorhanden sind, und nationale sowie internationale Verflechtungen mit
staatlichen und nichtstaatlichen Akteuren untersuchen.

Die Arbeit der Enquetekommission soll dazu beitragen, dass im gesamten 6ffentlichen Raum das
Recht und die Gepflogenheiten der freiheitlichen demokratischen Grundordnung durchgesetzt und
sichergestellt werden. Ebenso soll erreicht werden, dass organisierte Kriminalitat in Verbindung mit
religidsem Extremismus und radikale religidse Einflussnahmen durch fremde Staaten erkannt und
durch entsprechende Gegenmalnahmen verhindert werden.

Schlussendlich soll festgestellt werden, ob die vorangegangene oder die derzeitige Landesregierung
das Problemfeld des islamistischen Extremismus in seiner Ganze erfasst und angemessen darauf
reagiert hat.

Der Landtag stellt fest:

1. Vom politischen Islam geht eine groRe Bedrohung aus. Die zunehmende Organisation der is-
lamistischen Szene findet auch in Niedersachsen statt.

2. Der politische Islam ist inkompatibel mit dem Grundgesetz, unserer Niedersachsischen Verfas-
sung sowie unseren Werten und steht diesen ablehnend gegentiber.

3. Das ideologisch-religidse Bestreben des politischen Islams liegt insbesondere darin, gesell-
schaftliche und kulturelle Umbrliche zu induzieren und zu beférdern, um eine Lebens- und Ge-
sellschaftsform zu etablieren, die den Vorstellungen und Vorgaben des politischen Islams ent-
spricht.

4. Die unkontrollierte Zuwanderung aus islamisch gepragten Landern birgt die Gefahr, dass in den
Parallelgesellschaften Integrationsunwilliger, die in jeder deutschen Grol3stadt existieren, nicht
immer das Recht der Bundesrepublik Deutschland gilt, sondern sich das aus dem Koran her-
geleitete Scharia-Recht als illegale Rechtsgrundlage bei der Klarung von Streitigkeiten, dem
Abwickeln von Rechtsgeschaften und der Organisation des gesellschaftlichen Zusammenle-
bens in den Parallelgesellschaften weiter verfestigt.

5. Die starkere Gewichtung der Regeln des Korans gegenulber deutschen Gesetzen durch einen
grofRen Teil der muslimischen Schiuiler zeigt erhebliche Versaumnisse bei der Integration in der
Vergangenheit und gleichsam dringenden Handlungsbedarf in der Gegenwart und fiir die Zu-
kunft auf.

3 https://www.ndr.de/nachrichten/niedersachsen/Erneut-problematische-Postings-von-Moscheevorstaenden, di-
tib196.html

4 https://www.mi.niedersachsen.de/download/195831

5 https://www.haz.de/der-norden/niedersachsen-studie-zeigt-islamistische-tendenzen-unter-schuelern-
45VLWENNQJC3ZPH3W2ROQ7HTXY .html

8 Vgl. ,Immer wieder Clan-Kriminalitat*, in: Stader Tageblatt vom 03.04.2024
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Vor diesem Hintergrund mdge der Landtag beschlieRen:

1. Der Landtag setzt gemaR § 18 a seiner Geschaftsordnung eine Enquetekommission zur Be-
kéampfung des islamischen Extremismus und der islamischen Parallelgesellschaften in Nieder-
sachsen ein.

2. Die Enquetekommission besteht aus 15 Mitgliedern des Landtages und bis zu fiinf Sachver-
standigen/Wissenschaftlern, die nicht Abgeordnete sind. Die Sachverstandigen werden jeweils
von den Fraktionen benannt. Die Kommission kann zur Unterstiitzung ihrer Arbeit 6ffentliche,
nicht offentliche und vertrauliche Anhérungen durchfiihren.

3. Die Enquetekommission soll dem Landtag bis zum 30. Juni 2025 Uber ihre Ergebnisse berich-
ten, diese bewerten und Vorschlage beziiglich des kiinftigen Umgangs mit Islamismus und is-
lamischen Extremismus, zur Bekdmpfung der damit verbundenen Kriminalitat, der rechtswidri-
gen Anwendung des Scharia-Rechtes und des Einflusses auslandischer Personen und Struk-
turen unterbreiten. Nach neun Monaten soll ein Zwischenbericht erfolgen.

. Die Enquetekommission bearbeitet folgende Aufgaben und Fragen:

1. wie sich Politik und Gesellschaft fiir eine freie, demokratische und offene Gesellschaft und fiir
das Wohl des Volkes, seine kulturelle Pragung und den Erhalt seiner Traditionen in Niedersach-
sen einsetzen kann,

2.  in welchem Ausmal Islamismus in Niedersachsen verbreitet ist (hierbei sollen vorhandene ext-
remistischen Strukturen transparent aufgeklart und festgestellt werden, inwieweit aus der Scha-
ria abgeleitetes islamisches Recht in Niedersachsen Anwendung fand und findet),

3 wie sich die islamistische Szene Niedersachsen personell entwickelt hat und zusammensetzt
sowie wie die Organisationsstruktur islamistischer Gruppen in Niedersachsen aufgebaut ist,

4.  ob unmittelbare oder mittelbare Einflussnahme aus der Tiirkei, Iran oder anderen Landern aus-
gelibt wurde oder wird, um islamistische Strukturen in Niedersachsen zu férdern und zu etab-
lieren,

5.  wie sich die Vermdgenssituation (einschlie8lich Immobilienvermégen) der islamistischen Verei-
nigungen in Niedersachsen darstellt,

6. ob es direkte oder indirekte finanzielle Zuwendungen aus dem Landeshaushalt sowie dem In-
und Ausland gibt,

7. welche Steuervergiinstigungen islamistischen Vereinen in Deutschland zugutekommt,

8.  wie sich mit Blick auf die hohen Zuwanderungszahlen aus Landern islamischer Pragung in star-
kerem Male als bisher fir Rechtsstaatlichkeit, innere Sicherheit, die kulturelle Integritat des
eigenen Volkes sowie die Integration und Assimilation von Zuwanderern in Niedersachsen ein-
zusetzen ist und welche MalRnahmen hierfiir zu ergreifen sind,

9. wie die Infrastruktur und Kommunikationskanale islamistischer Gruppen in Niedersachsen be-
schaffen sind,

10. welche und wie viele Falle in Niedersachsen nach dem Scharia-Recht abgeurteilt wurden und
ob bei diesen Fallen sogenannte ,Friedensrichter” aktiv waren, ob diese bekannt sind, ob und
gegebenenfalls wie die Strafverfolgungsbehérden gegen diese aktiv wurden und was jeweils
nach den Ermittlungen folgte,

11. ob es bei nach dem Scharia-Recht abgeurteilten Fallen Kérperstrafen gab und gegebenenfalls
wie viele und welche,

12. wie viele Falle von Zwangsverheiratungen bekannt geworden sind und welche MaRnahmen die
Behorden jeweils getroffen haben,
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13. wie viele sogenannte ,Ehrenmorde” es in den letzten 10 Jahren in Niedersachsen gab und wel-
ches Strafmal Tater und Mittater erhielten,

14. ob und gegebenenfalls welche Kontakte zwischen derzeitigen und ehemaligen Regierungspar-
teien und islamischen oder islamistischen Organisationen bestehen oder bestanden,

15. ob und gegebenenfalls welche Kontakte zwischen der Landesregierung oder Mitgliedern des
Landtags und islamischen oder islamistischen Organisationen bestehen oder bestanden,

16. ob und gegebenenfalls in welchem Umfang islamistische Strukturen mithilfe von V-Leuten auf-
geklart werden und wie sich die Uberwachung islamistischer Strukturen insgesamt gestaltet,

17. ob und gegebenenfalls welche MalRnahmen die Landesregierung zur Bekampfung islamisti-
scher Strukturen veranlasst hat,

18. ob und gegebenenfalls welche Initiativen zur Bekdmpfung islamistischer Strukturen durch das
Land Niedersachsen unterstitzt werden oder wurden,

19. ob und gegebenenfalls welche islamistischen Strukturen, Gruppen oder Initiativen durch das
Land Niedersachsen auf welche Weise unterstitzt wurden oder werden,

20. ob die Landesregierung Einfluss auf die Wortwahl oder die Art und Weise der Berichterstattung
der Polizei im Zusammenhang mit islamistisch motivierten Straftaten genommen hat, ob es
Weisungen oder andere Anordnungen an die Sicherheitsbehdrden gibt, Gber diese Straftaten
nicht oder nur verklausuliert zu berichten, und wie eine transparente Berichterstattung Gber
diese Straftaten gewahrleistet werden kann,

21. wie Solidarisierung mit der Hamas und Unterstiitzung des Terrors durch die Islamverbande un-
terbunden werden kénnen,

22. welche muslimischen Verbande eine konsequente Verurteilung des Terrors der Hamas ableh-
nen und damit antiisraelischen und antisemitischen Vorfallen Vorschub leisten,

23. welche Konsequenzen daraus zu ziehen sind, dass infolge der ungebremsten Massenzuwan-
derung insbesondere arabisch und tlrkisch gepragter Antisemitismus seit Jahren zunimmt und
der Hass auf Israel ein Ausmall anzunehmen droht, der das friedliche Zusammenleben in un-
serer Gesellschaft gefahrdet,

24. die Ursachen fir islamisch gepragten Antisemitismus zu erforschen und Forderungen insbe-
sondere im Hinblick auf die Migrations-, Integrations- und Asylpolitik zu formulieren und

25. wie die Akzeptanz des deutschen Rechtssystems bei allen muslimischen Schilern erreicht wer-
den kann und damit die Integration und Assimilation auch in diesem Bereich die notwendige
Tiefe erreicht.

Begriindung

Die aktuellen Ereignisse im Nahen Osten und die Reaktionen hierauf lassen auch in Niedersachsen
akuten Handlungsbedarf erkennen.

Religits motivierter Extremismus beginnt nicht erst bei Gewaltstraftaten, sondern bereits tUberall dort,
wo sich Menschen gegen die grundlegenden Werte der freiheitlichen demokratischen Grundordnung
stellen. Islamismus ist der ideologische Nahrboden fiir schlimme Terrorakte. Deshalb gilt es, sich
einen prazisen und umfanglichen Uberblick zu verschaffen, entsprechende Anzeichen friihzeitig zu
erkennen und praventiv tatig zu werden, um extremistischen Strémungen die Grundlage zu entzie-
hen.

Hierzu gehort die Bekdmpfung der organisierten Kriminalitat in Verbindung mit religids extremisti-
schen Zielsetzungen, aber auch, radikale religiése Einflussnahmen durch fremde Staaten zu erken-
nen und zu stoppen. Notwendig ist auch die gezielte Unterstiitzung entsprechender Projekte in den
Schulen sowie bei Jugendhilfe- und Sozialbehérden, um Radikalisierung von Kindern friihzeitig zu
erkennen und zu verhindern.
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Die mogliche Einflussnahme anderer Lander auf die Entwicklung islamistischer Strukturen in Nieder-
sachsen durch Organisationen wie die tiirkische Diyanet geféahrdet die uneingeschrankte Durchset-
zung von Recht und Gesetz auf Grundlage der freiheitlichen demokratischen Grundordnung im 6f-
fentlichen Raum.

Daher ist es notwendig, neben der Durchfihrung von Ma3nahmen zur Pravention von Radikalisie-
rung Kenntnis Uber die Finanzierung des politischen Islams und des Immobilienbesitzes der islamis-
tischen Szene in Niedersachsen zu erlangen.

Jens-Christoph Brockmann
Parlamentarischer Geschaftsflihrer

(Verteilt am 11.04.2024)
Unkorrigierter Vorabdruck verteilt am 09.04.2024)



	Drucksache 19/3981
	Antrag
	Fraktion der AfD
	Islamischen Extremismus und islamische Parallelgesellschaften in Niedersachsen bekämpfen

- Enquetekommission „Islamismus“ einrichten

